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I m N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen

Verkündet

am'l6. Mai 1 6
' .9 }

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtig;ez

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 4. Senat des Bundessczialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 16° Mai 1963, an der mit-&

gewirkt haben

Senatspräsident Dr. B r o c k h 0 f ;
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. s c h w a n k n a r t
und Bundesrichter Dr„ S c h u b e r t

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter @ ü n t h e r
und Bundessozialrichter Dr, H a m m

als ehrenamtliche Hiehtcr,

für Recht erkannt:

Die Sprungrevision der Klägerin gegen das Urteil des
Sozialgerichts Augsburg Vom 27. November 1962 wird
zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Von Re chts wegen .
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T a t b e s t a n ._____—o—o---—-.„‚_———_

Der frühere Ehemann der Klägerin war von Oktober 1915

bis zum März 19&6 Heizer im Gaswerk der Stadtwerke

R (Sudateuland) sewcson‚ Dort sind für ihn Bei—
träge zu der von der Stadt R gegründeten Städti—

schen Versicherungsanstalt für Arbeitsunfähigkeit und

Alter (StVAR) geleistet werden° Nach seiner Vertreibung

aus der Tschechoslowakei war er 1946/47 neun Monate lang

als Hilfserbeiter in Bayern beschäftigt und bei der Be—

klagten pflichtversichcrtn Am 14° Oktober 1955 ist er ge—
sterben°

Durch Bescheid vom 19„ Dezember 1960 hatte die Beklagte

der Klägerin Hinterbliebenenrente auf Grund des Fremd—

rcntcn— und Auslandsrenten—NeuregelungsgeSatzes (FANG)

vom 25„ Februar 1960 (BGBl I 95) vom 10 Januar 4959 an
bewilligto In Ausführung des Urteils des Bundessozial—

gerichts (BSG) vom 25° Januar 1962 (SozR FredeG % 1 Bl„'

Aa 14) hat die Beklagte durch Bescheid vom 180 Juni 1962
der Klägerin Witwenrente auch für die Zeit vom 1:. Novem—

ber 1955 bis zum 510 Dezember 1958 auf Grund des Fremd-

renten— und Auslandsrentenge8etzcs (FAG) vom 7„ August

1955 (BGBl I 848) gewährt, dabei jedoch von der früheren
Beitragszeit bei der StVAR nur diejenige vom 1° Juli 1926

bis 50° September 1958 berücksichtigt, Die Anrechnung der
in der Zeit vom 1° Oktober 1958 bis April 1945 zur StVBR

entrichteten Beiträge hat sie mit der Begründung abge—

lehnt, mit Wirkung vom 1‚ Oktober 1958 an sei im Sudeten-

land die ReichSVersicherung eingeführt werden, weshalb

von diesem Termin an Beiträge zur Reichsversicherung hät—

ten abgeführt werden müssen; das sei aber unterblie'ocno

Die Beiträge seien auch nicht machentrichtet werden;

schließlich könne die genannte Beitragszeit zur StVAR

auch nicht ersatzweise herangezogen werden„ Damit entfelle

die Möglichkeit einer Anrechnungo r
_5...
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Hiergegen wendet sich die Klägerin mit ihrer Klage„ Zur Begrün-

dung hat sie im wesentlichen vorgetragen, ihr früherer Ehemann

sei in der Zeit vom Oktober 1958 bis zum April 1945 ebenfalls

wegen seiner Zugehörigkeit zur StVAR bei einem Träger der ge—
setzlichen Rentenversicherung im éinne des FAG versichert ge—

wesen„ Die Klägerin hat beantragt,

die Eeklagte
unter Abänderung ihres Bescheides

vom 18„ Juni 1962 zu verurteilcn, die von Ver—

sicherten bei der StVAR vom 1„ Oktober 1958 bis

einschließlich April 1945 zurückgelegten Beitrags—

zeiten rcntensteigernd anzurcchnen°

Das Sozialgericht (SG) Augsburg hat durch Urteil vom 27„ No—

vcnler 1962 die Klage abgewiesen und dazu ausgeführt, strei—

_tig sei sllein die Höhe der der Klägerin aus dem Versiche—
'Iu:;:fcrh?ltni5 ihres verstorbenen Ehemannes für die Zeit vom
„1„ Kovember 1955 bis zum 51° Dezember 1958 zustehenden Witwen—

rcnte° Hierbei handele es sich darum, ob bei der Berechnung

der Rente die in der Zeit vom 1„ Oktober 1958 bis April 1945

bei der StVAR zurückgelegten Beitragszeiten zu berücksichti—

gen seien„ Das Klagebegehren könne nur auf die Bestimmungen

des bis zum 51„ Dezember 1958 geltenden FAG gestützt werden,

da zusätzliche gemäß 55 15 und 16 des Fremdrentengesetzes (FRG)
i„d„F„ des FAKG enzurechnende Zeiten die Rentenhöhe erst für

Eesugs:citen ab 1" Januar 1959 beeinflussen könnten (Arto 6

5 24 FANG)„

Von vornherein habe auszuscheiden, daß es sich bei der StVAR

von 1° Oktober 1958 an um einen deutschen Veisicherungsträger

LS° des 9 1 Absu 2 Nr„ 1 Satz 1 FAG gehandelt habe, Die Legal—

dcfinition des 5 1 Abs" ? FAG verbiete eine solche Annahme,

weil die StVAR bis zum Kriegsende weiterhin auf Grund der am

27‚ Juni 1952 beschlossenen und vom zuständigen tschecho—

slouskischen Ministerium genehmigten Satzung der Stadt Reichen—

berg somehl die Beiträge eingezogen als auch Leistungen be—

nirkt haben Es handele sich damit bei der StVAR nicht um
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_ 4 _

einen Versicherungsträger, der die Sozialvcrsicherung nach

reichsrechtlichen Vorschriften durchgeführt habe° Es sei

aber auch nicht möglich, die ab 1‚ Oktober 1958 bei ihr

zurückgelegten Zeiten aus sonstigen Gründen als bei einem

deutschenVersicherunssträgcr zurückgelegt gelten zu las—
scno Durch 5 1 Absa 4 der Ver0rdnung über die vorläufige
Durchführung der Reichsversioherung in den sudet9ndeut—

schen Gebieten von 42° Oktober 1958 (BGBl I 1457) sei mit
Wirkung vom 1„ Oktober 1958 dort die Reichsversicherungs—

ordnung (RVG) eingeführt werden. Durch spätere Bestimmun—

gen, so vor allem durch die sogenännte Sudotenverordnu■g

(Sudeten—VO) vom 27„ Jüli ■940 (BGBl I 957), sei dieser
Rechtszustend gefestigt und für endgültig erklärt worden„
Damit sei die rechtliche Grundlage für die bisherige Ver-

sicherungsfreiheit der Bediensteten der Stadt Reichenberg
im Rahmen des bis dahin geltenden tschechoslowakischen

Gesetzes betreffend die Versicherung der Arbeitnehmer für
den Fall der Krankheit, der Invalidität und des Alters
(SVG) entfallen° Dieses Gesetz und die hierdurch einge—

räumte Möglichkeit, wegen anderweitiger gleichwertiger

Ansprüche Versicherungsfreiheit in Anspruch zu nehmen

(vgl„ %6 SVG), hätten sonech mit der Eingliederung des
Sudetenlendes in des Deutsche Reich keine Wirkungen mehr

entfalten können° Die bisherige Versicherungsfreiheit habe
insbesondere nicht im Rahmen des % 1234 RVO in der damals
geltenden Fassung nach Reichsrecht weiterbestanden° Hin_

sichtlich des in Betracht kommenden Personenkreises sei
eine Entscheidung nach 5 1254 Abs° 2 RVO aF„ weder been—
tragt werden noch ergangen„ Der Ehemann der Klägerin hätte

auch auf sonstige Art keine Befreiung von seiner Versiche—

run55pflicht nach Reichsrecht herbeiführen können, er habe

mithin ab 1„ Oktober 1958 (ebenso wie die übrigen Bedien-
steten der Stadt R _„ "„A ) uneingeschränkt der Ver—
siCherungspflicht nach Reichsrccht unterlegene Eine Ver»

Sicherung nach der RVGsei aber nicht durchgeführt werden‚
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Trotz der eindeutigen Rechtslage seien ab Oktober 1958 für die

damals vorhandenen und weiterbeschäftigten Bediensteten der

Stadtuerke Reichenberg keine Beiträge nach den Vorschriften der

RVO an die an und für sich zuständige Landesversicherungsan—

stelt (BVA) Sudetenland abgeführt werden° Die Rechtsverhältnis—

se der Angehörigen der StVAR seien auch nicht in irgend einer
Fern auf die “nach der neuen Rechtslage geltenden Verhältnisse"

übergeleitet werden, obwohl dies notwendig gewesen'seio Insbe—

sondere sei für die Angehörigen der StVAR weder eine Nachver—

sicherung noch eine Nachentrichtung von Beiträgen gemäß 5 33

Abs° 2 der Sudeten—VO in Verbindung mit 5 12423 RVO aF durch—

geführt werden„ Dem tatsächlichen Fortbestehen der Versicherungs-

anstelt sei auch sonst keine Rechtsgrundlage gegeben werden„ Wohl

hate die StVAR nach den 30„ September 1958 von ihren alten Mit—

gliedern noch sattungsgemä■e Beiträge eingefordert und Leistun-

gen auf Grund der Satzung gewährt„ Deswegen könne die StVAR Je—

dceh noch nicht als reichsgesetzliehe Sonderanstalt der Invali—

denversicherung anerkannt werden, weil insoweit eine Rechtsgrund—

lage gefehlt habe (% 1560 RVG i„d„F. des Gesetzes über den Ausbau
der Rentenversicherung von 21. Dezember 1937 - BGBl I 1595 —)„

Der insg samt der Rechtslage nicht entsprechende, unbefriedigende

und offensichtlich nur vorläufig und stillschweigend geduldete

Zustand habe noch bei Kriegsende einer Regelung geharrto Offen

und rcgelungsbcdürftig sei nicht nur gewesen, wie die bis zum

30‚ September 1958 bei der StVAR zurückgelegten Zeiten behandelt

werden sollten, sondern weiter vor allem, wie die ab 1„ Oktober

1938 tatsächlich weiter bestehenden Verhältnisse dem geltenden

Rechtssustand anzupassen waren, Nach dem Ende des Krieges und

nach den Zusammenbruch des Dritten Reiches sei diese Aufgabe

auf den nunmehr zuständigen Gesetzgeber übergegangen‚ Der Bun—

desgesetsgeher habe eine solche Regelung indes weder im FAG noch

im FAKG getroffen_und auch gar nicht tre££cn wollen, weil er
der Auffassung gewesen sei, daß es sich bei den sogenannten

Pensionsfonds der sudotendeutschen Städte um ein besonderes

Versorgungssystem gehandelt habe, das weder unter das FAG noch
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unter das FANG falle° Hiernach habe der Ehemann der Klä—

gerin ab 1. Oktober 1958 Beiträge zu einem Institut ge—
leistet, das weder nach Reichsrecht noch nach Bundes-

recht als deutscher Versicherungsträger qualifiziert

werden könne, Versicherungszciten nach 5 # FAG in Ver—

bindung mit @1 Abs" 2 Nr" 1 FAG lägen mithin nicht vor,

Schließlich könnten die streitigen Beitragszeiten nicht

als bei einem nichtdeutsehen Versicherungsträger im Sinne

des 5 1 Abs, 2 Nr, 2 FAG zurückgelegt angesehen werden„
Diese Möglichkeit ergebe sich insbesondere nicht etwa

aus einem Unkehrschluß aus 5 1 Abs, ? FAG, Zwar habe die
StVAR ihren Site außerhalb des Gebietes des Deutschen

Reiches nach dem Stande von 51, Dezember 1957 gehabt,

ferner habe sie die Sozinlversicherung nicht nach reichs—

rcchtlichen Vorschriften durchgeführt. Gleichwohl sei
ihre Anerkennung als nicht deutscher Versicherungsträger

ausgeschlossen° Ein solcher könne einmal nur dann be—

standen haben, wenn der bei ihm versicherte Personenkreis

nicht nach Reichsrecht versieherungspflichtig gewesen

sei. Schonhieran fehle es, Außerdemhätte die StVARdie
Sozialversicherung nicht mehr nach tschechischen Recht

durchführen können, weil mit der Einführung der _deutschen

Sozialversicherung im Sudetenland die Möglichkeit entfal—

len sei, nach der RVÖ versicherungspflichtige Personen

nach tschechischen Recht zu behandeln’ '

Nach alledem falle die StVAR während der Zeit der Ein—

gliederung des Sudetenlandcs in das Deutsche Reich unter

keine der in 5 1 Abs, 2 FAG genannten Alternativen, Eine

Regelung, die es ermöglichen würde, die bei ihr zurück-

gelegten Versicherungszeiten während der genannten Zeit

zu berücksichtigen, habe der Reichsgesetzgeber nicht mehr

und der Bundesgesetzgeber mit Absicht nicht getroffen,
soweit es sich um Rentenbezugszeiten vor Inkrafttreten

der es 15 und 16 FRG(4„ Januar 1959) handle° Nachdem
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der Gesetzgeber insoweit bewußt eine Lücke gelassen habe, finde

die beanspruchte rentensteigernde Anrechnung jener Zeit im Ge—

setz keine Stütze, so daß der angefochtene Bescheid richtig sei

und die gegen ihn erhobene Klage als unbegründet-hätte abgewie—

sen
ubrden müssen„

Das SG hat die Berufung nach 5 150 Nr° 1 des Sozialgerichtsge—

setzes (SGG) zugelassen, weil lediglich über Rentenansprüche

bis zum 51„ Dezember 1958, also für bereits abgelaufene Zeit—

räume, zu entscheiden gewesen sei und deshalb an sich die Beru—

fung kreft Gesetzes ausgeschlossen sei (@ 1#6 SGS); die zu ent—

scheidenden Rechtsfragen hätten jedoch grundsätzliche Bedeutung„

Die Klägerin hat mit Einwilligung der Beklagten Sprungrevision

eingelegt mit den Antrag,

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung sowie

des Ecscheidcs der Beklagten von 18° Juni 1962 diese

zu verurteilen, die von Versicherten bei der StVAR

von 1. thober 1958 bis einschließlich April 1945 zu—
rückgelegten Eeitre szciten rentensteigernd zu berück—

sichtigen„

Sie ist der Ansicht, zweifellos habe der Gesetzgeber bei der

Eingliederung der sudetendeutschen Gebiete in das Deutsche

Reich (1938) die Absicht gehabt, in der Sezialversicherung

die Grundsätze des reichsdeutsehen Rechts möglichst sofort
und vollkommen in diesen Gebieten einzuführen„ Da dies aber

wegen der besonderen damaligen Umstände bei den Angehörigen

des Arbbiterpensionsfonds der sudotendeutschen Städte in der

Tschechoslowakei nicht ohne weiteres möglich gewesen sei‚ habe

er für sie eine Nschversicherung vorgesehen (5 55 Abs„ 2 Su—

deten-VO)„ Das Reichsversicherungsamt (BVA) habe indes erst

am 19° Hoi 19ä4 (AN 19ü4, 158) die näheren Einzelheiten auf
Grund der Ermächtigung des 5 35 Abs° 2 der Sudeten—VO geregelt°

Zur Durchführung der Nächversicherung.sei es sodann wegen der

_g__

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Kriegsverhältnisse nicht mehr gekommena Damit handle es
sich um ein Problem der ergänzenden Rechtsfindung„ Das

habe das Vordergerieht übersehen, indem es annehme, den

RCChÜSSÜTCiÜ nach der "reinen Gesetzeslage” entscheiden

zu müssen. Der Gesetzgeber habe vom 1° Oktober 1938 an

im Sudetenlond sämtliche invalidenversicherungspflichti—

gen Beschäftigungsverhältnisse bei der LVA Sudetenland

vereinigen wollen° Hätte diese Entwicklungstendenz des

Gesetzes ihren ungestörten Fortgang genommen, dann wäre
eines Tages das Vermögen der StVAR auf die LVA Sudeten-

land übertragen und die Mitglieder dort nachversiehert

werden. Bis dahin habe der Gesetzgeber es bewußt unter—

lesoen, für die bei den Arbeiterpensionsfonds versicher—

ten Arbeitnehmer eine Übergengergelung zu schaffen„ Er

habe also absichtlich eine Gesetzeslücke eintreten las—

sen„ In solchen Fällen sei eine Reehtsfindung im Wege der

Analogie in der Form zulässig und gebeten, daß die Arbei—

terpensionsfonds der LVA Sudctenlend gleichgestellt wür—

den. '

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuneisen,

da das angefochtene Urteil richtig sei,

Die form—und fristgerecht eingelegte sowie nach 5 161 SGG
statthafte Revision ist nicht begründet° Das SG hat mit

im wesentlichen zutreffender Begründung die Klage abge—

w185en„ ' '
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Des frühere F■G beruhte auf dem sogenannten Ersatzleistungs—

bzw° Entschädigungsprinzip, d.„h° es wollte dem Versicherten

einen Ausgleich für den Verlust seiner bisherigen Ansprüche

und Anusr schaften aus einem öffentlich—rechtlichen Versiche—

rungsverhältnis seines Herkunftslandes gewährcna Der Versiche—

rungsträger des Bundesgebiets trat nach diesem Gedanken ver—
legeueise für den ursprünglich verpflichtetcn Versicherungsträ—

ger ein, Nach 5 4 Abs" 1 FAG waren deshalb vom westdeutschen

Versicherungsträger diejenigen außerhalb des Gebiets der Bun—

desrepublik und des Landes Berlin zurückgelegten Versicher—

rungsseiten für Wartezeit, Anwartseheft und Rentenberechnung

wie die in den Rentenversicherungen im Bundesgebiet zurückge—

legten Versicherungszeiten anzureehnen, die bei einem Träger

der gesetzlichen Rentenversicherung im Sinne des 5 1 Abs° 2

FAG zurückgelegt cder von ihm zu berücksichtigen waren„ Träger

der gesetzlichen Rentenversieherung im Sinne dieses Gesetzes

teren für Vertriebene, wie es die Klägerin und ihr verstorbe—

ner Ehescn sind, nicht mehr bestehende, stillgelegte oder

su£erhnlb der Bundesrepublik und des Landes Berlin befindliche

deutsche Versicherungsträger (% 4 Abs, 2 Nr.! 1 Satz 1 FAG) sowie

nicht deutsche Versicherungsträger, bei denen eine gesetzliche

Rentenv reicherung bestand (% 4 Abs„ 2 Nr„ 2 FAG), oder deren
Verpflichtungen, die aus einen bei ihnen bestehenden Versiche—

rungsverhältnis entstanden waren, nach Reichsreeht auf einen

deutschen Versicherungsträger übergegangcn waren (5 1 Abs° 2
Nr„ 1 Satz 2 FAG)o Das FAG unterschied damit zwischen deutschen

und nicht deutschen.Versicherungsverhältnissen, wobei ein

deutsches Versicherungsverhältnis auch denn verlag, wenn die

beim Versicherungsträger des Herkunftlandes erworbenen Renten—
ansprüche bsv° Rdntensnwartschaften auf einen Träger der

Reichsvcrsieherung_übergegangen waren"

Was unter einer gesetzlichen Rentenversieherung im Sinne dieser
Vorschrift zu verstehen ist, hat das FAG nicht definiert" Nach

seinen Sinn und Zweck, erworbene Anwartscheften auf Soziallei—
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stungsn zu schützen, soweit Sie öffentlich—rechtlicher

Art sind, ergibt sich jedoch, daß als "gesetzliche Renten—

versicherung" bei einem nicht deutschen Versicherungs—

träger jedes soziale Sicherungssystem zu gelten hat, das
im wesentlichen auf einer öffentlich-rechtlich geregelten

Pflichtzugehörigkeit für einen bestimmten Personenkreis
_mit einem irgendwie gestalteten Eeitragsaufkommen aufge-

baut ist und das gesetzlich oder satzungsmäßig unter be—

stimmten Voreussetzungen wiederkehrende Leistungen (Ren-

ten) vorsieht (BSG 6, 265)0

Bis zur Übernahme der Verwaltung der sudet€ndeutschen Ge—

biete durch das Deutsche Reich am 1„ Oktober 1958 (vgl„

Erl„ vom 1„ Oktober 1938, BGBl I 1551) war die StVAR je—
doch noch Ansicht des Senats kein gesetzlicher Rentenver—
sicherungsträger in diesem Sinne, und zwar weder nach
tschechoslowakisehem Recht nech nach den Bestimmungen

des me., '

Die gesetzliche Rentenversicherung für Arbeiter war in

der Tschechoslowakei im Gegensatz zu der Angestelltenuer—

sicherung (Pensionsversicherung der Privatangestcllten)

erst verhältnismäßig spät eingeführt werden, und zwar

nach 5 148 Abs° 5 des Gesetzes vom 10„ Juni 4925 betr.:
die Versicherung der selbständig wirtschaftenden Personen
für den Fall der Invalidität und des Alters mit Wirkung

von 1„ 3uli 1926 ans Sie beruhte auf dem Gesetz vom 9„
Oktober 1924 betr„ die Versicherung der Arbeitnehmer für

den Fall der Krankheit, der Invalidität und des Alters°
Die Vorschriften dieses Gesetzes sind u„a„ durch ein Ge-

setz vom 80 November 1928 teilweise abgeändert oder er—
setzt werden und schließlich durch eine Kundmachung des

Ministers für soziale Fürsorge vom 25„ Juli 4954 neu

formuliert und bekannt gemacht werden. Nach 55 6 Buchstoa,

5 Buchst„ a der alten bzw„ 5% 6 Buchst° a, 5 Buchst„ b
SVG in der Fassung der Kundmachung des Ministers für
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soziale Fürsorge vom 25° Juli 1934 waren von der Invaliditäts—

und Altersversicherungspflicht ausgeschlossen(ursprüngliche

Fassung) bzw° ausgenommen (spätere Fassung) u„n„ die Bedien—

steten der Bezirke und Gemeinden, die für den Fall der Inva—
lidität und des Alters Ansprüche hatten, die den Leistungen

mindestens gleichwertig waren, auf die sie nach dem SVG einen

Anspruch hätten erwerben könneno Nach den vom SG getroffenen

Feststellungen hat der tschechoslowakische Minister für soziale

Fürsorge die Ansprüche gegen die StVAR entsprechend dieser

Verschriit des SVG als gleichwertig anerkannt°

Damit-waren die Mitglieder dieser Versicherungsanstalt von der

allgemeinen gesetzlichen Rentenversicherungspflieht ausgenommen°

Datei :eigt eine nähere Betrachtung der in 55 6 a), 5 a) SVG aF

und CS 6 a), 5 b) SVG nF aufgeführten Iersoncnkreise eindeutig,
daß der tschechoslowakischc Gesetzgeber insoweit an eine echte
Versicherungsfreihcit und nicht etwa an irgend eine Art von
Ersetstattcständen für an sich versichefungspflichtige Personen

gedreht ha'o Dies ergibt sich u„a„ daraus, daß 5 6 a) SVG nF

auf 5 5 b) SVG nF Bezug nimmt und hier (ebenso wie in den ent—
sprechenden frühercn Vorschriften) einerseits nur, andererseits

aber auch alle Staats—, ahdcs— und Kommunalbediensteten sowie

die Bediensteten der öffentlichen Korporationen und Anstalten

einschließlich der Länder, Bezirke und Gemeinden erwähnt (vgl„

hierzu auch das Urteil des Senats vom 180 Oktober 1961, BSG 45,

142, 145), bei denen den SVG gleichwertige Leistungen gewähr—

leistet sind° Die Rechtslage war hier somit grundsätzlich

anders als bei Privatengestellten in höheren Diensten, die in

der tschechoslowakischen Republik ihrer Versicherungspflicht

auch dadurch nachkommen konnten, daß sie statt der Allgemeinen

Pensionsenstalt in Prag besonderen Ersatzinstituten angehörten,

und die StVAR war damit im Gegensatz zu den Ersatzinstituten

kein Träger der gesetzlichen tschechoslowakischen Rentcnver—

sicherunr„ Dementsprechend war beim Übertritt eines bisher

nach 55 6 a), 5 b) SVG versicherungsfreien Arbeitnehmers in

_
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eine versicherungspflichtige Beschäftigung nicht, wie

sonst, der den bisher erworbenen Ansprüchen entsprechende

Überweisungsbetrag an die Zentralsozialversicherungsan—

stalt in Prag auszufolgen, sondern ein besonderer Über-

weisungebetrag, der so zu berechnen war, als ob der Ar—

beitnehmer bei der genannten Versicherungsanstalt ver—

sichert gewesen wäre (5 240 Abs:. 2 SVG)„ Hierzu bestimmte
weiter die Satzung der StVAR (% 56), daß dieser Überwei-

sungsbetrag so zu berechnen war, als wenn der Bedienstete

während der gesamten Dauer seiner Dienstleistung bei der

Stadtgemeinde bei der Zentralsozialversicherungsanstelt

in der Lohnklassc D versichert gewesen wäre, während ein

etwaiger Mehrbetrag‚ d‚h„, falls die Summe der von Ver—

sicherten an die StVAR gezahlten Beiträge diesen Uber—

weisungsbetrag überstieg, an ihn auszuzahlen war„ Schließ-

lich kam die Sonderstellung der Bediensteten der Stadt

Reichenberg auch darin zum Ausdruck, daß über etwaige
Streitigkeiten aus dem Versicherungsverhältnis nicht, wie

sonst, das Versicherungsgericht und, auf Berufungen und
Beschwerden, des Versicherungsobergericht entschied, son—

dern der Stadtrat und im Falle einer Berufung die Stadt—
vertretung°

Der danach für die Versicherten der StVAR vorgesehene
Ausschluß von der allgemeinen Rentenversicherungspflicht

entsprach dem 5 1254 EVO aF, der ebenfalls unter bestimm—

ten Voraussetzungen £ür alle Staats— und Kommunalbedienste-

ten eine kraft Gesetzes eintretende Versicherungsfreiheit

vorsah, und zwar unabhängig davon, ob die Beschäftigung

auf Grund eines öffentlich-rechtlichen oder eines privat—

rechtlichen Verhältnisses stattfand, sofern ihnen auf

andere Weise eine Anwartschaft auf Leistungen gewährlei—
stet war, die den entsprechenden Leistungen der allgemei—

nen Rentenversicherung mindestens gleichwertig warena

Außerdem hielten sich die genannten Bestimmungen des
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tschechoslowekisehen Rechts im Rahmen international allgemein

gültiger Regelungen° Danach hat es schon seit langem eine

Versicherungsfreiheit für Personen gegeben, denen für den Fall

der Invalidität, des Alters und des Todes auf Grund von Gesetz,

Verordnung oder Sendersatzung Leistungen zustanden, die den

sonstigen im ganzen mindestens gleichwertig sind, vgl„ jeweils

die Art, 2 Abs, 5 der Übereinkommen Nr, 55, 5? und 39 der

Internationalen Arbeitsorganisation in Genf vom Jahre 1955,

Darin lag aber zußleich die Bestätigung, daß diese "versiche—

rungsireien" Personen nicht Mitglieder der allgemeinen gesetz—

lichen Rentenversieherung waren, und die Einrichtungen, die

statt dieser die Zukunftssicherung übernehmen, keine Träger

der gesetzlichen Rentenversicherung.

Die sogenannten Pensionsfonds der sudeténdeutsehen Städte kön—

nen damit nicht den Ersatzinstitutcn der tschechoslowakischen

Pensionsversieherung der Angestellten in höheren Diensten

gleichgestellt werden„ Alleiniger Träger der tschechischen

Rentcnversicherung der Arbeiter war ausschließlich die Zen—

traleosialversicherungsanstalt in Prag (5 74 SVG)° Die ge—
nannten Fensionsfonds stellten demgegenüber Systeme dar, die

zur Sicherung der Beschäftigten im städtischen Dienst geschaf—

fen waren, und zwar in der Form einer nichtstaatliehen Ver—

sicherungsanstalt, bei der die gewährten Leistungen ihre Grund—

lage vorwiegend in dem bestehenden Dienst— und Arbeitsverhält-

nis hatten (BSG 6, 265, 265; SozR G 151 5 72 Bl„ Aa 5 Nr, 2),
Da die Leistungen außerdem die in der allgemeinen Sozialver-

sicherung gewährten bei weitem überstiegen, waren die davon
£egünstigten von der allgemeinen Sozialversicherungspflicht

befreit„ Die StVAR war somit nach tschechischen Recht kein ge—

setzlicher Rentenversicherungsträger„

Dieser Rechtslage hat der deutsche Gesetzgeber in der Folge—

zeit stets Rechnung getragen„ So war in 5 7 des Erlasses Vom
4„ Oktober 1958 über die Verwaltung der sudotendeutschen Ge—

biete die Ermächtigung zur Einführung des Reichsreehts ausge—
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Sprechen werden° Für die Rentenversicherung der Arbeiter

war von dieser Ermächtigung dahin Gebrauch gemaCht were

'den, daß in jenen Gebieten vom 10 Oktober 1958 an die
RVOnach 5 1 der Verordnung über die vorläufige Durch—
führung der Reichsversieherung in den sudetendeutschen
Gebieten vom 120 Oktober 1958 (BGBl I 1457) zunächst.
vorläufig, durch die Verordnung über die endgültige Re“
€°lung der Reichsversieherung in der ehemdigen tscheeho_

510wokischen, dem Deutschen Reich eingegliederten Gebie_
tGh (Sudeten-VO) vom 27„ Juni 1940 (BGBl I 95?) endgültig
eihgei‘ührt wurde: Die Sudeten—VO regelte für die sudeton_

deutschen Gebiete ferner zusammen mit dem Abkommen vom

14„ März 19ü0 über die Auseinendersetzung auf dem Gebiete
der Sozielversicherung aus Anlaß der Eingliederung von
ehemaligen tscheehoslowekischen Gebieten in das Deutsehe

Reich (BGBl II 107; AN 1940, 186) den Übergang der
tsQheehoslowekischen Versicherung in die Reichsversichs-

rung (vgl„ hierzu im einzelnen Dobbernack, Die Regelung

der Reichsversich@rung in den ehemaligen tscheohoslowaki_
schen, dem Deutschen Reich eingegliederten Gebieten, AN

49Q0, 286; Hertrath, Das Sonderrecht der Rentenversichs_

rungen in den sudetendeutschen Gebieten‚ AN 1945, 517;

derselbe, Über die Sozialversieherung im Sudetenlend und
dem ehemaligen Protektorat Böhmen und Mähren9 ZfS 1950„_
11?)‚ Ibrrcb wurdevgrundsätzlieb in der sudeterdeutscba„

Gebieten die dortigen Sozialversicherungsverhältnisse
insbesondere die bisher zurückgelegten Versioherungszei_

ten (Anwartscheften), von den Trägern der Reichsversiche_

rung übernommen, wobei als Gegenleistung hierfür ein be.

SOhderer Finanzausgleich vorgesehen waro Hierzu wurden

aber die Pensionsfonds der sudetendeutsehen Städte und

dainit die StVAR nicht gezählt, sie sind deshalb weder
in dem Abkommen vom 149 März 1940 noch in den hierzu

abgeschlossenen späteren Zusatzvereinbarungen (vgl„ im

eihzelnen die erste Zusdxvereinbarung vom 59 November

49ü0, AN 1940, 594 sowie die zweite Zusatzvereinbarung
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von Bon Juli 4945, AN 1945, 590) erwähntu Statt dessen wurde

durch 5 53 Abso 2 Sudeten—VO in Verbindung mit den hierzu

ergangenen Lusführungsbestimmungen des BVA vom 19„ Mai 19a4

— AH II 158 — für Versicherte, die nach tscheehoslowskischem

2echt von der allgemeinen gesetzlichen Rentenversicherungs—

pflicht ausgenommen waren, vorgeschrieben, daß sie für die

nach deutschem Recht versicherungspflichtigcn Eeschäftigungs—

zeiten vor dem 1, Oktober 1958 bei dem deutschen Rentenver—

sicherungsträger nachzuversichern waren° Die Anordnung dieser‚

im übrigen nicht durchgeführten Naehversieherung wäre unver—
ständlich gcuesen, wenn die Pensionsfonds der sudetendeutsehen

tädte als eine Art Ersatzinstitut der tschcehoslowakischen
Arteiterrentenvcrsichorung angesehen werden w"ren° Vielmehr

gelten sie als eine besondere nicht staatliche Versicherungs—

enstalt für öffentliche Bedienstete.

Derselben Auffassung
war der Bundesgesetzgeber, der weitgehend

den Inpfchlungén der Internationalen Arbeitsorganisation in
Ccnf gefolgt ist und insbesondere den in der internationalen

Ic:nindlogie für So:ialversicherungsabkomme■ gebräuchlichen

Begriff "System der sozialen Sicherung" übernommen hat„ So

heißt es z„B; in dem vorläufigen Europäischen Abkommen üben
die Systeme der sozialen Sicherheit für den Fall des Alters,

der Invalidität und zugunsten der Hinterbliebenen vom 14„ De—

zember 1955 (BGBl II 554), dieses Abkommen finde keine Anwen—

dung auf "die Sondersysteme für öffentliche Bedienstete“ (Art41

Lbso 2)„ Damit ist zunächst wiederum anerkannt, daß derartige
Sbndcrsystone keine gesetzliche Rentenversiohcrung bedeuten,

vielmehr den u„a„ in € 1254 RVG aF sum Ausdruck gekommenen

allgemeinen Grundsatz Rechnung tragen sollen, daß die Ange—

hörigen des öffentlichen Dienstes eine Sonderstellung sollten

genießen können und ohne Rücksicht darauf, ob sie in einem
öffentlich—rechtlichen oder privat—rechtlichen Dienstverhält-

nis standen, von der Versieherungspflieht in der allgemeinen
Invalidenvcrsicherung sollten ausgenommen sein können, weil

man davon ausging, daß sie ihre Lebensaufgabe im öffentlichen

-16*
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Dienst sehen und dafür vom Staat, den Gemeinden und den

übrigen öffentlich—rechtlichen Körperschaften eine Sonder—

stellung mit bevorzugtem Schutz vor einer Entlassung und

eine bevorzugte Alters-und Invalidensicherung erhieltenc

In Übereinstimmung mit diesen Grundgedanken heißt es
schließlich in 5 15 Abs„ 2 Satz 1 Fee ioe„F„ des RANG
nunmehr zunächst, daß als gesetzliche Rentenversicherung

im Sinne des Fremdrentenrechts jedes System der sozialen

Sicherheit anzusehen ist, in das in abhängigeé Beschäf>

tigung stehende Personen durch öffentlich—rechtlichen

Zwang einbezogen sind, um sie und ihre Hinterbliebenen

für den Fall der Minderung der Erwerbsfähigkeit, des
Alters und des-Todes oder für einen oder mehrere dieser

Fälle durch die Gewährung regelmäßig wiederkehrender

Geldleistungen (Renten) zu sichern„ Diese Formulierung

stellte eine Verbesserung gegenüber dem bisherigen Recht

dar,'da nach der Rechtsprechung des BSGals eine Renten—
versicherung bei einem nicht deutschen Versicherungsträ—

ger nur ein soziales Sicherungssystem gelten sollte, das

gesetzlich oder satzungsmäßig öffentlich—rechtliche An—

sprüche (Renten) für den Fall einer vorzeitigen Minderung

der Erwerbsfähigkeit, des Alters "und" des Todes vorsah°

Darüber hinaus heißt es in weiterer Verbesserung des

früheren Reehtsstandes in 5 15 Abs° 2 Satz 2 FRG noch,

daß, sofern durch die Zugehörigkeit zu einer anderen Ein—

richtung dem Erfordernis, einem der in Satz 1 genannten

Systeme anzugehören, Genüge geleistet wird, auch die be—
treffende Einrichtung als gesetzliche Rentenversieherung

anzusehen ist, und zwar sogar für Zeiten bis zum 51„ De—

zember 1890 zurück, in denen es ein System der in Satz 1

genannten Art noch nicht gegeben hat„ Damit wären an sich

sogar die Pensionsfonds der sudetendeutschen Städte im

FRG nunmehr als gesetzliche Rentenversicherungsträger

anerkannt werden„ um nicht mit dem zwischenstaatlichen
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Sozialversicherungsrecht zu kollidieren, nach welchem die

Pensionssysteme für Beschäftigte im öffentlichen Dienst im

Gegensatz zu der gesetzlichen Rentenversicherung als System

der sozialen Sicherheit für die übrigen Beschäftigten stehen,

bestimmt jedoch 5 15 Abs° 2 Satz 5 wiederum ausdrücklich, daß

als gesetzliche Rentenversicherung nicht Systeme gelten, die

vortiegcnd sur Sicherung der Beschäftigten im öffentlichen

Dienst geschaffen sind°

Um u„s„ diesen Personen trotzdem zu helfen, ist 5 46 FRG ge—ü

schsffen torden, durch den für Vertriebene bisherige Beschäf—

tigu: sseiten, für die keine Beiträge zu einer gesetzlichen

He:tenversiehcrung entrichtet worden waren, Versicherungs—

zeiten gleichgestellt werden° Hierzu heißt es in der amtli-

chen Begründung sun FA£G (Deutscher Bundestag, 5„ Wahlperiode,

Drucks„ T"ru. 11C9, Seite HO zu 5 16, Abs„ 2), mit der Anrech—

nung von Eeschäftigungszeiten werde zugleich des Problem der

Abgrenzung des von den gesetzlichen Rentenversicherungen zu
betreuenden Personenkreises zum Personenkreis des G 151 in

einer befriedigenderen Weise als bisher gelöst„ Nach der der—

zeitigen Rechtslage gebe es zahlreiche größere oder kleinere

Gruppen
von Vertriebenen und Flüchtlingen, die durch die

Vertreibung oder Flucht ihre Versorgungsanwartschaften ver—

loren heben, ohne daß es ihnen gelungen wäre, Ersatz dafür

zu erhalten° Sie fielen weder unter des FAG noch unter des

G ?51, obwohl ihnen nach dem Recht ihres Herkunftlandes An—

uertscheft auf eine der Sozialversicherung oder der Versor—

gung in öffentlichen Dienst entsprechende Leistung für den

Fall der Eerufsunfähigkeit, des Alters und des Todes gewähr-

leistet wer„ Unter desG 151 fielen sie nicht, weil sich
dieses Gesetz nur auf die Regelung der Rechtsvcrhältniss
der Ecsehdftigten im öffentlichen Dienst beschränkt„ Als

Beispiel seien die Mitglieder der Arbeiterpensionsfonds

der sudetcndeutsehen Städte erwähnt, Diese Personen in die

gesetzlichen Rentenversicherungen einzubeziehen, rechtfertige

sich unter dem Gesichtspunkt, daß sie eine Beschäftigung

—48—
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verrichteten, die ihrer Natur nach Versicherungspflicht

in den Hentenversicherungen begründete, von der Versiche—

rungspflicht aber wegen der anderweitigen Gewährleistung
von Versorgungsanwartschaften kraft Gesetzes frei oder
bCfreit waren° Nachdem diese Versorgungsanwartschaften

erloschen seien, eine Nächversicherung jedoch nicht mehr
Möglich sei, weil der Diensthcrr weggefallen ist, erscheine

es billig, diese Personen in die gesetzlichen Rentenver—

Sicherungen einzubeziehen° Wiederum ist der Gesetzgeber
hiOr also davon ausgegangen, daß die Pensionsfonds der
sudotendeutschen Städte keine gesetzliche Rentenversiche_

rung im Sinne des Fremdrentchrcchts darstellten°

Dcr'erkennende Senat ist somit im Gegensatz zu den Aus—

führungen des 12„ Senats in den eingangs erwähnten Urteil

von 25° Januar 4962 der Auffassung, daß die StVAR bis zum

Anschluß des Sudctenlendcs an des Großdeutsche Reich weder
ein Träger der gesetzlichen Rentenversicherung im Sinne

des tschechischen Rechts noch ein ausländischer Träger

der gesetzlichen Rentenversicherung im Sinne des FAG war,
WC80ndieser Abweichung brauchte jedoch der Große Senat
nicht'angcrufen zu werden, da der 42„ Senat_es ausdrücks

lich offengelassen hat, wie über die Anrechnung der Zeit

von 1° Oktober 1958 an zu entscheiden ist, gerade und

nur diese Zeit aber der Entscheidung des erkennenden SE\
hits unterliegt und vom 1„ Oktober 1958 an die Rechtslage

gründlegend anders war, weil die sudetendeutschen Gebiete

von jenem Tage an nicht mehr zur Tschechoslowakei gehörten
und die deutsche Reichsversicherung eingeführt war° Die

5tVAR kann daher jedenfalls von Oktober 4958 an schon aus
di030m Grunde kein Träger der gesetzlichen Rentenversiche—

rung im Sinne des tschechischen Rechts gewesen sein oder

318 ausländischer Versicherungsträger nach dem FAG enges

sehen werden„
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Seitdem war die StVAR aber auch kein deutscher Versicherungs—

träger„ Dies scheitert daran, daß sie, worauf das SG mit Recht

hinneist, für ihre alten Mitglieder die Reichsversicherung_

nicht durchgeführt hat, sondern nach dem bisherigen Rechts—

zustand weitcrverfahren ist„ Dabei vermag der Klägerin nicht

einmal 5 4250 RVG i„d„F„ des Art„ 2 FANG zu helfeno Zwar sind

danach anrcehnungsfähige Versichefungsseiten uoa‚ alle Zeiten,

für die nach Bundesrecht oder früheren Vorschriften der reichs—

gesetzliehcn Invalidcnvcrsichcrung Beiträge wirksam entrichtet

‚sind oder als entrichtet gelten (Beitragsseiten)° Denn obwohl

des Versicherten Beiträge zur "Versicherung" einbehalten wor-

den sind, kann gleichwohl die Fiktion des hier in Betracht

kcrrcrdcn @ 11 Lbs„ 5 der Durchführungsverordnung vom 45„ Juni

1C42 zur 2„ Verordnung über die Vereinfachung des Lohnabzugs

ven Cä„ April ?9Q2 (BGBl I 252 und 405) nicht eingreifen, wo—
nach der Ieitrag als entrichtet gilt, wenn glaubhaft gemacht

ist, daß den Versicherten auf Grund einer versicherungspflich—

tigen Eeschäftigung sein Eeitragstcil abgezogen werden ist°

Denn hier steht fest, daß den Versicherten der nach der RVG

zu cntrichtende und an die zuständige LVA absuführcnde Bei-

tragsanteil nicht abgezogen werden ist, sondern lediglich ein

Eeitrag zu einer Sonderanstalt, der auch der HShe nach mit

dem an sich zu entrichtenden Beitrag nicht übereinstimmteo

Im übrigen ist weder die in 5 55 Abs° 2 der Sudeten—VOverge—
sehcne Nachversicherung erfolgt noch sind später irgendwelche

Beiträge entsprechend der Vorschrift des S 2 Abs° ? der Aus—

führungsbestimmungen zu 5 33 Abs„ 2 vom 190 Mai 1944 (AN 1944,
158) für die Zeit seit dem 4„ Oktober 4958 nachentrichtet

werden‚ noch sind die aus dem Versicherungsverhältnis bei der
‚StVAR entstandenen Verpflichtungen nach Reichsrecht auf einen

deutschen Versicheruhgsträger übergegangen, wie das SG im

einzelnen zutreffend ausgeführt hat" Damit hat dieses es zu

Recht abgelehnt, die hier streitige Beitragsseit des früheren

Ehenanncs der Klägerin bei der StVAR rentensteigernd anzureeh-

nen° "
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Die von der Revision befürwortete "Lückenausfüllung" scheitert

deren, daß der Gesetzgeber bewußt davon abgesehen hat, die

Pensionsfonds der sudetendeutschen Städte in die Regelung

des früheren FAG einzubeziehen, da er sie nicht als Träger

einer gesetzlichen Rentenversicherung angesehen hat, Eine

dehingehende Regelung verbot sich für ihn schon deswegen,

weil der deutsche Gesetzgeber, vom Boden des Entschädigungs—

prinzips ausgehend, keine Veranlassung sah, sämtliche bei

ausländischen Privat— und Sonderversicherungsanstalten zu—
rückgelegtcn Versicherungszeiten ebenso anzurcchnen und zu
berücksichtigen wie die bei den ausländischen gesetzlichen

Rentenversicherungen zurückgelegten Versicherungszeiteno Daß

das Entschädigungsprinzip, das stets auf die Verhältnisse des

Herkunftlendes zurückführt, kein besonders geeigneter Aus—

gangspunkt für eine materielle Gleichstellung der Vertriebe—

nen mit den einheimischen Versicherten ist, hat gerade dazu

geführt, daß der Gesetzgeber des FAKG sich stattdessen zum
Gedenken der Eingliederung der Vertriebenen und Flüchtlinge

bekannt hat° Die Sezialgeriehte würden aber die Grenze einer

zulässigen Auslegung überschreiten, wenn sie diese neuen Ge—.

denkengänge bereits auf das alte Recht des FAG übertragen
nürden und dadurch zu einer erweiterten Auslegung kommen

wolltena
_

Somit mußte die Revision als unbegründet zurückgewiesen wer—
den° '
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